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GEMEINSAMKEITEN UND UNTERSCIDEDE IN DER ENTWICKLUNG DER 
UNGARISCHEN UND OSTDEUTSCHEN LANDWIRTSCHAFT - DARGE­

STELLT ANHAND AUSGEWÄHLTER ASPEKTE DES TRANSFORMATIONS­
PROZESSES 

von 

E. PFAU' , P. MAlER" und E, DARABOS' 

1 Einführung 

Der vorliegende Beitrag entstand im Ergebnis einer langjährigen Zusammenarbeit zwischen 
. Mitarbeitern der Agrarökonomischen Institute der Agrarwissenschaftlichen Universität De­

brecen sowie der Universität in Rostock, 

In Ostdeutschland wie auch in Ungarn vollzog sich Anfang der 90er Jahre ein tiefgreifender 
Umstrukturierungsprozeß in der Landwirtschaft. Dieser Prozeß war maßgeblich durch die 
gesellschaftlichen Veränderungen, insbesondere durch die Einführung marktwirtschaftlicher 
Bedingungen hervorgerufen worden. Die Auswirkungen dieser Veränderungen betrafen nicht 
nur die wirtschaftlichen sondern auch die sozialen Verhältnisse auf dem Lande. 
Das Ziel dieses Transformationsprozesses war in beiden Ländern annähernd gleich. Es galt auf 
dem Wege der Privatisierung wirtschaftliche und weubewerbsfähige, vielseitig strukturierte 
Agraruntemehmen zu bilden. Die Chancengleichheit aller Eigentums- und Wirtschaftsformen 
wurde zugesichert. 
Von dieser übereinstimmenden Zielstellung ausgehend, werden Gemeinsamkeiten sowie Un­
terschiede herausgearbeitet und anhand ausgewählter Bereiche diskutiert. Die Autoren sind 
sich darüber bewußt, daß angesichts der Komplexität und Vielseitigkeit der Gesarntproblema­
tik keine umfassende Beurteilung erfolgen kann. 

2 Vergleichende Betrachtung des Privatisierungsprozesses 
2.1 Privatisierung von Grund und Boden 

Als die wichtigsten Säulen des Transformationsprozesses muß die Privatisierung des Grund 
und Bodens sowie des Kapitals angesehen werden. Dieser Prozeß verlief in beiden Ländern 
mit wesentlichen Unterschieden und ist in Ungarn noch nicht abgeschlossen. 
Ungarns Landwirtschaft (6,22 Mio. ha) galt bis 1989 als ein leistungsfähiger Wirtschafts­
zweig mit einem Agrarexportwert von ca 2,5 - 3,0 Milliarden $. Der Export qualitativ hoch­
wertiger Agrarerzeugnisse war und ist für Ungarn lebensnotwendig, Im Zeitraum von 1989 -
1994 sank allerdings das Produktionsvolumen um etwa 35 Prozent. Seit 1995 ist wieder ein 
leichter Anstieg zu verzeichnen, 
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Die zwei wichtigsten Merkmale bei der Privatisierung des Bodens sind die Entschädigung 
und die Eigentumsveränderung. Die Privatisierung des Bodens erfolgte auf der Grundlage 
eines Entschädigungsverfahrens. Mit Hilfe komplizierter Methoden wurde eine Bewertung 
des Eigentums ehemaliger Landbesitzer bzw. Genossenschaftsbauern in zwei getrennten Pro­
zessen vorgenommen. 
Die Antragsteller hatten unterschiedliche Möglichkeiten im Rahmen eines partiellen Entschä­
digungsprozesses zu ihrem Grundstückseigentum zu gelangen. Die noch lebenden Genossen­
schaftsmitglieder wurden für ihre Flächen, die genossenschaftliches Eigentum geworden wa­
ren, voll entschädigt. Die in Genossenschaften angestellten Arbeiter ohne Bodeneigentum 
sowie die Beschäftigten von Staatsgütern erhielten in Abhängigkeit von der Bodenqualität 1 
bis 1,5 ha Ackerfläche. Dies waren insgesamt 3 Mio. ha LF. Die übrigen Flächen der Genos­
senschaften und ein Teil der staatseigenen Flächen wurde in einem Entschädigungsfonds zu­
sammengefaßt, aus dem die übrigen Entschädigungsansprüche durch Versteigerung befriedigt 
wurden. Dies betraf insgesamt 2,7 Mio. ha. 
lm Zuge einer solchen Versteigerung konnten nur Entschädigungsanspruchsberechtigte Boden 
erwerben. Allerdings waren nur einheimische Privatpersonen zum Kauf landwirtschaftlicher 
Flächen berechtigt. Künftig sollen auch in der Landwirtschaft Beschäftigte, sofern sie dies 
beantragen, voll entschädigt werden. Die ehemaligen Eigentümer, die nicht mehr in der 
Landwirtschaft beschäftigt sind, wurden zu einem geringen, degressiv gestaffelten Prozentsatz 
entschädigt. Zusätzlich hatten Kriegsopfer Anspruch auf eine Entschädigung in Form eines 
Gutscheins, für den sie Land kaufen konnten. Für einen Gutschein (Cupons) konnte der Ent­
schädigte entweder in seinem Wohnort oder dort, wo sich das ursprüngliche Grundstück be­
fand, Land erhalten. 
Ca. 90 % des landwirtschaftlich genutzten Bodens wurden in privates Eigentum überführt. 
Von den entstandenen Farnilienbetrieben werden etwa 40 % der Fläche bewirtschaftet. 
Die durchschnittliche Betriebsgröße der neugegründeten Betriebe nach der Entschädigung 
beträgt 2,2 ha. Von insgesamt 1,2 Mio. Entschädigten verfügen lediglich 80.000 - 100.000 
über 8 ha LF. lm Ergebnis der Privatisierung von Grund und Boden entstand ein zersplittertes 
Bodeneigentum sowie eine starke Trennung von Bodenbesitz und -bewirtschaftung. Bei der 
gegebenen Größenstruktur werden zahlreiche Flächen von Eigentümern, die nicht in der 
Landwirtschaft tätig sind, verpachtet oder verkauft. 
Damit ist ein Kapitalabfluß aus der Landwirtschaft verbunden. Kapital, welches dringend für 
den Aufbau der Landwirtschaft nötig wäre. 
Während des Entschädigungsprozesses wurde deutlich, daß die Zielstellung, eine ähnliche 
Agrarstruktur wie in Westeuropa zu schaffen, nicht zu erreichen war. 
Auf juristischem Wege sollte begangenes Unrecht wiedergutgemacht werden. Tatsächlich 
wurden durch diese Maßnahmen jedoch neue Probleme geschaffen, da die neue Betriebsgrö­
ßenstruktur nicht nach Effizienzgesichtspunkten ausgerichtet ist. Schließlich ist festzustellen, 
daß aufgrund d~s politisch gewollten Entschädigungssystems und der dadurch bedingten Be­
triebsgrößenstruktur die ungarische Landwirtschaft im europäischen Vergleich Wettbewerbs­
nachteile hinzunehmen hat. 
Ca. 16 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche befanden sich in staatlichem Eigentum. Von 
den ursprünglich 121 Staatsgütern sind noch 24 vorhanden, die im Bereich der Beratung, der 
Saatzucht, der Zuchttierhaltung und in anderen Bereichen der Landwirtschaft tätig sind. Die 
anderen Staatsgüter sind zum Teil in GmbH umgewandelt worden. Der Staat hat das nach 
dem Entschädigungsverfahren verbliebene Land verpachtet. Die anderen Vermögensbestand­
teile der Staatsgüter wurden zum Teil verkauft. DerRest befindet sich noch in Staatseigentum. 
Die umstrukturierten Großbetriebe in Form von juristischen Personen wirtschaften auf der 
Basis von Pachtflächen. Der Anteil der zugepachteten Flächen beträgt in der Regel ein 

Mehrfaches der Eigentumsflächen der Betriebe. Die Pachtverträge sind für einen Zeitraum 
von 1-3 Jahren abgeschlossen. 
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Das Pacht preisniveau basiert auf der Qualität und der Lage der Böden und weist eine große 
Spannbreite auf Bei durchschnittlichen Verhältnissen entspricht der Pachtpreis dem Wert von 
400 - 600 kg Getreide bzw. dessen Gegenwert zum Erntezeitpunkt. Dieser Betrag hat in der 
Vergangenheit 12 - 15 % der Produktionskosten eingenommen. Wenn der Pächter längerfri­
stige Pachtverträge abschließen will, so muß er einen höheren Pachtpreis zahlen. 

Tabelle 1: Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Transformationsprozeß in der ungarischen 
und ostdeutschen Landwirtschaft 
Stand 1995/Quelle: Statistisches Jahrbuch 1996 

ME Ungarn Ostdeutschland 
Landwirtschaftliche Fläche Mio.ha 6.22 5.55 
Betriebe gesamt Anzahl 1,207,592 30,843 
Struktur nach Rechtsfonnen 
• Farnilienbetriebe % 96,8 81,0 

durchschn. Betriebsgröße ha 2,2 48,0 
• Personengesellschaften % 2,9 9,0 

durchschn. Betriebsgröße ha 19,1 437,0 

• Juristische Personen % 0,5 9,4 
durchschn. Betriebsgröße ha 469 1.074 

Anteil bewirtschafteter Fläche 
• Natürliche Personen % 51,S 43,0 
• Juristische Personen % 48,S 55,9 

Durchschn. AK-Besatz AKt100haLF 5,7x 1,4 
Durchschn. Tierbesatz GV/loohaLF 22,3 32,6 
Umfang der staatl Förderung DMlha 
(Unternehmensbezogene Ausgleichs- 53,0 602,0 
zahlungen, Zulagen, Zuschüsse) 
Durchschn. Investitionsaufwand DMlha 41,0 1,075,0 
Durchschn. Anteil PachtiandlBetrieb % 100,Ox 90,0 
Durchschn. Pachtpreis DMlha 110,0 185,0 
Durchschn. Kaufpreis DMlha 1.250,0 7.060,0 
, .. 

Nur Junstlsche Personen 

Als Basis für Bodenverkäufe bei Versteigerungen diente das Bewertungssystem nach der im 
Jahre 1870 festgesetzten Goldkrone. Der Durchschnittswert je Hektar beträgt 21 Goldkronen, 
ein Entschädigungsgutschein in Höhe von 1.000 Ft entsprach einer Goldkrone. Das Grundge­
bot betrug durchschnittlich 21 000 Ft. (1.000 Ft. x 21 Goldkronen pro Hektar), der tatsächlich 
erzielte Verkaufspreis lag aber meistens darunter. Im Jahre 1993 lag der Bodenpreis zwischen 
300 - 350 DMlha (Kurs 1 DM = 55 Ft.), wenn der neue Eigentümer über einen Gutschein ver­
fügte. Zahlreiche neue Eigentümer haben den Boden sofort mit einem Gewinn von bis zu I 
00 % des ursprünglichen Wertes verkauft. 
Der Bodenpreis in Ungarn kann nicht mit westlichen Preisen verglichen werden. Bei durch­
schnittlicher Bodenqualität kostet ein Hektar etwa 80.000 - 160.000 Ft (800 - 1.600 DM, 1 
DM= 105 Ft). 
Der Bodenmarkt hat sich jedoch in den letzten 2 - 3 Jahren verändert. Obwohl die Preise ge­
stiegen sind, ist das Angebot sehr niedrig. Heute erkennen die neuen Eigentümer die Bedeu­
tung ihres Besitzes, die voraussichtliche Erhöhung der Preise und die Wertbeständigkeit des 
Bodens. 
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Der Bodenmarkt wird durch gesetzliche Regelungen in der Art beeinflußt, daß der Boden als 
Privateigentum bestehen kann, die Fläche darf die Größe von 300 Hektar nicht übersteigen. 
Ob einheimische GmbH, AG sowie Genossenschaften auch Boden kaufen können, ist noch 
nicht entschieden. 

In Ostdeutschland waren etwa 70 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche als Privateigentum 
(ca. 3,8 Mio. ha) ausgewiesen, die nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz (sowie dessen 
Novellierung von 1991) zu privatisieren waren. 
Etwa 1,6 Mio. ha gehörten zum Volkseigentum und wurden nach dem Treuhandgesetz vom 
17. Juni 1990 (mit 5 Durchführungsverordnungen) privatisiert (TREUHAND-Gesetz v. 17. 
6. 1990) bzw. nach der BVVG Richtlinie vom 9. Juni 1992. Weitere Regelungen wurden 
im Einigungsvertrag in den Artikeln 8 und 25 festgelegt. Nach dem Grundsatz der Gleichbe­
handlung bei der Rechtsgebung sollten alle Eigentums- und Wirtschaftsformen Chancen­
gleichheit erhalten. 
Per Gesetz waren die LPG bis 31.l2.199l aufzulösen. Ein Teil von ihnen ging in Liquidation 
bzw. wurde in andere Rechtsformen überführt. Bodeneigentümer und Inventareinbringer (ca. 
5-25 % der ehemaligen LPG-Mitglieder) erhielten den von ihnen in die Genossenschaft ein­
gebrachten Boden zurück, den sie entweder - meistens unter Zupachtung weiterer Flächen -
als Wiedereinrichter selbst bewirtschafteten oder verpachteten. Im Regelfall wurden auch die 
Wirtschafts- und Wohngebäude zurückgegeben. War die Rückgabe der eingebrachten Flächen 
aus objektiven Gründen nicht möglich, wurden andere gleichwertige Flächen zur Verfügung 
gestellt bzw. ein Bodenordnungsverfahren durchgeführt. Außerdem stand dem Wiederein­
richter wie jedem ausscheidenden LPG-Mitglied ein Abjindungsanspruch in Höhe des Wertes 
seiner Beteiligung an der LPG zu. Dieser Wert der Beteiligung stellt einen Anteil am Eigen­
kapital der LPG dar und setzt ein solches voraus. Der Abfindungsbetrag setzt sich aus den 
Inventarbeiträgen (abzüglich bereits getätigter Rückzahlungen), der Vergütung für die Boden­
nutzung und für langjährige Arbeitsleistungen in der LPG zusammen. Auch hatte der Wieder­
einrichter einen anteiligen Anspruch an Milchreferenzmenge und Zuckerrübenlieferrechten. 
Ausscheidende LPG-Mitglieder erhielten, sofern sie nicht Grundstückseigentümer und Inven­
tareinbringer waren, eine Abfindung nach langjähriger Arbeitsleistung. LPG-Mitglieder, die 
sich an einem Nachfolgeunternehmen beteiligen, konnten ihren Abfindungsanspruch in das 
neu entstandene Unternehmen als Geschäftsanteil einbringen oder ihr Land verpachten. Ehe­
malige Genossenschaftsmitglieder ohne Bodeneigentum hatten ebenfalls das Recht, Land zu 
pachten. . 
Die so aus Umwandlungen, Teilung bzw. Liquidation entstandenen neuen Unternehmen, hat­
ten vom Grundsatz her die Chance, sich zu wettbewerbsfähigen Einheiten zu entwickeln. 
Problematisch und nicht unumstritten ist die Regelung zur Entlohnung der Produktionsfakto­
ren Boden, Kapital und Arbeit ehemaliger Genossenschaftsmitglieder. Insbesondere ergab 
sich daraus bei den juristischen Personen ein z.T. erheblicher Kapitalabfluß aus diesen Unter­
nehmen. Ähnlich wie es in der ungarischen Landwirtschaft festgestellt wurde. 
Die Eigentumsfeststellung und der Eigentumsnachweis bei den privaten, nicht enteigneten 
Grundstücken kann als weitgehend abgeschlossen betrachtet werden. Die neugegründeten 
Unternehmen können somit über ihr privates Bodeneigentum verfügen und als Sicherheit für 
Kredite verwenden. 
Bei Nutzung von Pachtflächen, die in Verwaltung der Treuhand standen, bestand etwa bis 
1994 eine große Unsicherheit bezüglich der Fristigkeit von Pachtverträgen. Immerhin beträgt 
der Pachtanteil bei den Einzelunternehmen durchschnittlich 89 %, bei Personengesellschaften 
und bei der Betriebsgruppe der juristischen Personen ca. 97 % und liegt damit wesentlich hö­
her als in den alten Bundesländern, ist jedoch vergleichbar mit den ungarischen Pachtverhält­
nissen. Die Mehrzahl der Pachtverträge konnte 1993/94 für einen Zeitraum von 12 Jahren 
abgeschlossen werden, so daß damit eine relative Planungssicherheit Rir die Betriebe geschaf­
fen wurde. Allerdings haben die meisten Unternehmen eine hohe Anzahl von Verpächtern. 

252 



Im Ergebnis der Privatisierung von Grund und Boden entstanden 30.843 Agrarunternehmen 
unterschiedlicher Rechtsfonnen (Stand 1996, Agrarbericht 1997). Rund 81 % der Betriebe 
lassen sich den natürlichen und ca. 9,4 % den juristischen Personen zuordnen (vgl. Tab. 1). 
Bemerkenswert ist, daß von den juristischen Personen ca. 56 % der landwirtschaftlich ge­
nutzten Fläche bewirtschaftet werden. Mit der Agrarproduktion in den Betrieben der juristi­
schen Personen werden hauptsächlich Erzeugnisse in großen Partien und standardisierter 
Qualität bereitgestellt. 
Damit entstand im europäischen Maßstab eine wettbewerbsfähige Agrarstruktur und aus 
agrarstruktureller Sicht günstigere Voraussetzungen als in Ungarn. 
Für die zu verpachtenden Flächen, die in die Verwaltung der Bodenverwertungs- und verwal­
tungs GmbH (BVVG) übergingen, bestand ein Richtwert für den Pachtpreis von ca. 4,- DM je 
Bodenpunkt und Hektar als Orientierungsgröße. Damit bewegen sich die Pachtpreise im 
Durchschnitt zwischen 150,- DM und 300,- DM. Pachtdauer, Nutzungsart und Bonität der 
Pachtflächen (nach Verpächterkategorien differenziert) sind in den einzelnen Bundesländern 
unterschiedlich. 
Die Verpachtung landwirtschaftlicher Nutzflächen ist an bestimmte Bedingungen geknüpft 
und bevorzugt, Wiedereinrichter, Neueinrichter, die am 3. 10. 1990 ortsansässig waren sowie 
entsprechend dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz entstandene Nachfolgeunternehmen. Seit 
dem 1. Dezember 1994 sind das Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG, 
1994) und die dazugehörige Flächenerwerbsverordnung in Kraft. Sie regeln den begünstigten 
Erwerb der volkseigenen Flächen und damit die Privatisierung des ehemaligen Volkseigen­
tums. Teilnahmeberechtigt am bevorzugten Flächenerwerb sind nach dem EALG die heuti­
gen Pächter und Alteigentümer ohne Restitutionsanspruch. Für den begünstigten Erwerb 
landwirtschaftlicher Flächen wurden Obergrenzen (6.000 Bodenpunkte) festgelegt. Für die so 
erworbenen Flächen besteht grundsätzlich ein Veräußerungsverbot von 20 Jahren. Zum ande­
ren wird der Erwerbsanspruch dadurch begrenzt, daß ein Eigentumsanteil von 50 Prozent an 
der bewirtschafteten Fläche nicht überschritten werden darf Als Kaufpreis schreibt das EALG 
den dreifachen Einheitswert (nach den Wertverhältnissen von 1935) vor, so daß ein Durch­
schnittspreis von 3.000 DM/ha oder 70 DMJBodenpunkt gilt. Damit liegt dieser Preis deutlich 
unter dem Verkehrswert. Bei der Privatisierung von Hof- und Gebäudeflächen muß allerdings 
der Verkehrswert zugrunde gelegt werden. 
Problematisch ist, daß die Mehrzahl der Agrarunternehmen nicht über das entsprechende Ka­
pital zum Bodenkauf verfügen und daß bei den gegenwärtigen Rahmenbedingungen die Ver­
zinsung des Bodens sehr niedrig ist. Für den Bodenerwerb sprechen solche Faktoren, wie 
Steuer, Erbrecht, Planungssicherheit sowie Risikoausgleich und Sicherheit der Kapitalanlage 
sowie Vennögensvennehrung neben weiteren immateriellen Gründen. Die Eigenkapital­
schwäche in Verbindung mit einer anderen Schwerpunktsetzung bei Investitionen hat zu ei­
nem nur geringen Anteil von Grundund Boden an den Bruttoinvestitionen geführt [4 8 % der 
Bruttoinvestition] (Agrarbericht 1997). 

2.2 Vermögensauseinandersetzung im Bereich des genossenschaftlichen Eigentums 

Die Vennögensauseinandersetzung gestaltete sich in beiden Ländern als außerordentlich 
kompliziert. Das ehemalige genossenschaftliche Eigentum ist in Ungarn unter den Genossen­
sChaftsmitgliedern nach verschiedenen Kriterien wie z. B. Dauer der Betriebszugehörigkeit 
bzw. Höhe der Entlohnung aufgeteilt worden. 
In Ungarn besteht ein Interessenkonflikt zwischen den aktiven Genossenschaftsbauern, die 
nur etwa 1/3 des ehemaligen genossenschaftlichen Eigentums .besitzen und den nicht aktiven 
Mitgliedern. Die Personengruppe, die nicht in der Genossenschaft tätig ist, ist ausschließlich 
an einer hohen Verzinsung ihres Vennögens bzw. Verkauf des Bodens interessiert. Sie besit­
zen zwar den größten Teil des Eigentums, haben aber in der Genossenschaft kein Stimmrecht 
und keine Möglichkeit, an ihr Vennögen zu kommen. Da ein Großteil des Vennögens in gro-
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Ben Anlagen z. B. Schweinernastanlagen gebunden ist, beschloß die Mehrheit der Genossen­
schaftsmitglieder, das Vermögen in die neue eingetragene Genossenschaft einzubringen. So 
entstanden mehr als 2000 Produktivgenossenschaften, die ca. 30 % der LF mit einer Betriebs­
größe zwischen 300-1500 ha bewirtschaften. Wegen der niedrigen Effizienz der Landwirt­
schaft bekommen sie nur eine kleine Kapitalrente. Diese Situation ist einzigartig in der Land­
wirtschaft. Eine Lösung wäre die Übernahme ihrer Kapitalanteile durch die aktiven Mitglie­
der, deren Interesse auf die Erwirtschaftung von Einkommen sowie auf die Entwicklung des 
Unternehmens gerichtet ist. 
Der ungarische Staat bietet für eine solche Kapitalübernahme Anreize in Form von Steuerer­
mäßigungen. Das grundsätzliche Problem ist jedoch, daß die aktiven Mitglieder nicht über 
das notwendige Kapital verfügen. Sie sind deshalb bereit, die Anteile nur mit 10 - 15 % des 
Wertes zu bezahlen. 
Durch die derzeitig wirtschaftliche Situation müssen die aktiven Mitglieder ihr eigenes Kapi­
tal investieren, wenn z.B. Anlagen angeschafft oder Maschinen bzw. Umlaufmittel gekauft 
werden. Dies ist notwendig, damit die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe in der Zukunft ge­
währleistet werden kann. Die technischen Grundlagen der Produktion sind z.T. veraltet und 
somit erneuerungsbedürftig. 
Eine Inflationsrate von gegenwärtig ca. 20 % hat wesentliche Auswirkungen auf die wirt­
schaftliche Entwicklung im Agrarsektor. Die Kreditzinsen betragen etwa 30 %, so daß sich 
der wirtschaftliche Aufbau der Agrarunternehmen außerordentlich schwierig gestaltet. 
Insgesamt wurden 1995 etwa 74,5 Mio. Forint zur Subventionierung der Landwirtschaft ein­
gesetzt. Die finanzielle Förderung seitens des ungarischen Staates ist einzelbetrieblich ausge­
richtet und urnfaßt schwerpunktmäßig den investiven Bereich. 
Auch die Vermögensauseinandersetzung in Ostdeutschland war gekennzeichnet durch Interes­
senkonflikte der involvierten Personengruppen. Bei der Altschuldenregelung wird zwischen 
ehemaligen volkseigenen Gütern (VEG) und LPG unterschieden. Bei den VEG hat die Treu­
handanstalt die Schulden abgelöst und gibt diese bei der Verwertung von Wirtschaftseinheiten 
weiter. 
Bei den Nachfolgeunternehmen der LPG entspricht die Schuldenablösung einer Subvention. 
Die Nachfolgeunternehmen hatten die Möglichkeit, Anträge zur Entschuldung zu stellen. Zu 
einem solchen Antrag gehörte ein auf mindestens 5 Jahre ausgerichtetes Sanierungs- und 
Entwicklungskonzept. 
Der Prozeß der Vermögensauseinandersetzung mit ausscheidenden LPG-Mitgliedern, die Zu­
sammenführung von Boden- und Gebäudeeigentum sowie die Regelung der Altschulden ge­
staltete sich zu einem langwierigen und überaus schwierigen Prozeß, der in der Geschichte 
bisher ohne Beispiel ist. Den aus der LPG ausscheidenden Mitgliedern stand ein gesetzlich 
verbriefter Anspruch auf Abfindung in Höhe des Wertes ihrer Beteiligung an der LPG zu, der 
nach der Bilanz ermittelt wurde (§ 44 LwAnpG). Damit entstand zwischen Betrieb und Ein­
zelperson ein Interessenkonflikt, der durch gesetzliche Regelungen auf Grund der Vielgestal­
tigkeit der Einzelfälle nur unzureichend gelöst werden konnte. 
Ausscheidende Mitglieder, die selbst einen landwirtschaftlichen Betrieb aufbauen wollten, 
waren innerhalb kürzester Frist abzufinden. Bei allen anderen ausscheidenden Mitgliedern ist 
der Abfindungsanspruch innerhalb von 5 Jahren zu erfüllen. Bei Verä';1ßerung von Vermö­
gensbeständen der LPG stand den Mitgliedern ein Vorkaufsrecht zu. 
Obwohl die ehemaligen LPG inzwischen aufgelöst bzw. in eine andere Rechtsform umge­
wandelt worden sind, ist die Vermögensauseinandersetzung nicht abgeschlossen. 

Dem hohen Finanzbedarf in den ostdeutschen Betrieben steht ein vergleichsweise hoher Ka­
pitalmangel gegenüber. Damit bestanden und bestehen enorme Liquiditätsprobleme in vielen 
Betrieben. Die Ursachen dafür sind vielfältig. 
Der durchschnittliche Eigenkapitalanteil beträgt bei den Vollerwerbsbetrieben etwa 40 Ein 
weitaus größeres Problem ist die Belastung zahlreicher LPG-Nachfolgeunternehmen mit Ver-
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bindlichkeiten, die vor dem 01.07.1990 entstanden sind. Schätzungen weisen hierfür ca. 1.400 
DMlha LF aus (WELSCHOF, J.; SCHMIDT, D. 0.; KLAUS, H., 1993). Das gesamte Ver­
mögen mußte in der DM-Eröffnungsbilanz zum Stichtag der Wirtschafts- und Währungsunion 
(01.07.1990) neu bewertet werden. Damit waren die Betriebe zwar bilanzieIl entlastet - im­
merhin betrugen die Altschulden der LPG bzw. der Rechtsnachfolger ca. 7,6 Mrd. DM - aber 
die Altschulden, für die es keine Entschuldung gab, werden in einer von der üblichen Be­
triebsabrechnung gesonderten Rechnung weiter geführt. War das Unternehmen aus einer LPG 
hervorgegangen, haben die Banken sogenannte Rangrücktrittsversicherungen abgeschlossen. 
Ohne eine solche Rangrücktrittsversicherung (Rückstellung bei der Bedienung der Altkredite 
gegenüber neu aufgenommenen) müßten die Altschulden zu den aktuellen Kapitalmarktkon­
ditionen bedient werden. Das hätte weitreichende wirtschaftliche Konsequenzen. 
Mit der Währungsumstellung wurden zwar die Beträge halbiert, jedoch die Zinsen von den 
vorher durchschnittlich 3 Prozent auf das bundesdeutsche Niveau angehoben. Durch die Bun­
desregierung wurde ein Teilentschuldungsprogramm in Höhe von ca. 1,4 Mio. DM aufgelegt, 
eine Berechnung der Zinsen für die Altkredite blieb jedoch bestehen. Im Fall der Gewinner­
wirtschaftung durch die Unternehmen müssen diese Kredite mit 20 % des Gewinns getilgt 
werden. Somit ist die Altschuldenregelung als ein weitreichendes strukturpolitisches Instru­
ment für die Landwirtschaft in Ostdeutschland anzusehen. Eigentumsrechtliche Veränderun­
gen, das Tempo der Strukturanpassung sowie die Eigenkapitalbildung werden dadurch maß­
geblich beeinflußt. 

Der Transformationsprozeß in Ostdeutschland war begleitet durch ein breitgefächertes För­
derprogramm der einzelbetrieblichen Förderung sowie des ländlichen Raumes. Das Förderin­
strumentarium differenziert allerdings nach Rechtsform, Betriebsgröße und Produktionsaus­
richtung. Insgesamt stehen dafür jährlich ca. 13. Milliarden DM zur Verfügung, somit werden 
durchschnittlich 600 DMlha an Ausgleichszahlungen sowie Beihilfen (einschließlich EU­
Förderung) an die Agrarunternehmen ausgereicht. Das hohe Niveau des Fördervolumens für 
den Agrarsektor ist künftig aus gesamtgesellschaftlicher Sicht nicht zu halten. Die ersten Re­
duzierungen werden 1997 bereits wirksam. 

3 Fazit 

Aus den Darlegungen zum Umstrukturierungsprozeß in der Landwirtschaft Ostdeutschlands 
und Ungarns wird deutlich, daß die Ausgangssituation hinsichtlich der Struktur der Betriebe 
sowie der Eigentumsverhältnisse ähnlich waren. 
Für beide Länder galt die gleiche Zielstellung für diesen Prozeß, nämlich 

• die Privatisierung von Boden und Kapital sowie 
• die Schaffung marktwirtschaftlicher Bedingungen. 

Sowohl in Ostdeutschland als auch in Ungam war die Umstrukturierung von ähnlichen 
Schwierigkeiten und Problemen mit großer Tragweite gekennzeichnet. Als ein besonders 
schwerwiegendes Problem muß der dramatische Abbau von Arbeitsplätzen, der einschneiden­
de Rückgang der Tierbestände, der Preisverfall für landwirtschaftliche Erzeugnisse sowie der 
Zusammenbruch von Absatzmärkten konstatiert werden. Die wesentlichen Anpassungs­
schritte sind erfolgt. Einschränkend ist festzustellen, daß der Umbau der Landwirtschaft in 
beiden Ländern zur Reduzierung der landwirtschaftlichen Produktion geführt hat und die wirt­
schaftlichen Ergebnisse der Agraruntemehmen derzeit nicht befriedigend sind. Erschwerend 
für die Entwicklung sowie Stabilisierung der ungarischen Landwirtschaft wirkt sich die hohe 
Inflationsrate und die damit verbundene hohe Zinsbelastung aus. Die im Vergleich zur Indu­
strie zu niedrigen Erzeugerpreise für landwirtschaftliche Produkte haben ebenfalls einen ne­
gativen Einfluß auf die Effizienz der ungarischen Agraruntemehmen. Als ein besonderes Pro­
blem muß die Entschädigungspolitik im Rahmen der Privatisierung von Grund und Boden in 
Ungarn angesehen werden. Betriebsgrößenstruktur und Eigentumsverhältnisse wurden da-
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durch ungünstig beeinflußt. Rund 2/3 der Bodeneigentümer sind nicht in der Landwirtschaft 
tätig. Im Vergleich zur Agrarstruktur fahrender westeuropäischer Länder wurden in Ungarn 
mit der Umstrukturierung keine wettbewerbsfähigen Betriebsgrößenstrukturen geschaffen. In 
Ostdeutschland dagegen sind die entstandenen Betriebsstrukturen als wettbewerbsfähig anzu­
sehen. Die Arbeits- und Flächenproduktivität konnte spürbar verbessert werden, sowie die 
Qualität der Erzeugnisse erhöht werden. In bei den Ländern wirtschaften die juristischen Per­
sonen vorwiegend auf der Basis von Pachtflächen. Pachtdauer und Pachtpreise weisen eine 
hohe Spannbreite auf Der Bodenpreis für landwirtschaftlich genutzte Flächen liegt in Ost­
deutschland wesentlich höher als in Ungarn. Die Problemsituation bei den Genossenschaften 
ist ähnlich. Für die ostdeutschen eingetragenen Genossenschaften als Rechtsnachfolger frühe­
rer LPG kommt erschwerend hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Effizienz die Belastung mit 
Altkrediten hinzu. Eigenkapitalknappheit und fehlende Investitionsmittel sind für die Genos­
senschaften gleichermaßen kennzeichnend. Die Privatisierung der Staatsgüter ist in beiden 
Ländern noch nicht abgeschlossen. 
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